
änderungen vorzubereiten und die Demokratisierung der Gesellschaft voranzu­
treiben.

Da die Sozialdemokraten den Verfassungskonsens der westlichen Demokratie 
mittragen, auch wenn sie niemals die Verantwortung für andere, konkurrierende 
Kräfte übernehmen können, sprechen sie in vielen Fragen stellvertretend für die 
westliche Demokratie. Es wäre aber zu begrüßen, wenn andere politische Kräfte 
sich in ähnlicher Weise am kontroversen Dialog der Systeme beteiligen.

IV. Ansätze für eine Kultur des politischen Streits

Wir sind uns also einig darin, daß Friede die Grundvoraussetzung für die Ver­
wirklichung unserer jeweiligen Werte und Prinzipien ist, daß Zusammenarbeit 
zur Wahrung des Friedens die Verleugnung dieser Werte weder verlangt noch 
ratsam erscheinen läßt.

Es gibt also Fragen, in denen wir einig sind, andere, über die wir weiter strei­
ten müssen. Wir werden in der Spannung von Konsens und Konflikt leben müs­
sen.

Was bedeutet dies für die Formen und Inhalte der Auseinandersetzung?
1. Beide Seiten müssen sich auf einen langen Zeitraum einrichten, wäh­

renddessen sie nebeneinander bestehen und miteinander auskommen müssen. 
Keine Seite darf der anderen die Existenzberechtigung absprechen. Unsere 
Hoffnung kann sich nicht darauf richten, daß ein System das andere abschafft. 
Sie richtet sich darauf, daß beide Systeme reformfähig sind und der Wettbewerb 
der Systeme den Willen zur Reform auf beiden Seiten stärkt. Koexistenz und 
gemeinsame Sicherheit gelten also ohne zeitliche Begrenzung.

2. Beide Systeme müssen sich gegenseitig für friedensfähig halten.
Das im Osten vertretene Konzept der Friedlichen Koexistenz zwischen Staa­

ten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung und das im Westen, vor allem 
von Sozialdemokraten entworfene Konzept einer Gemeinsamen Sicherheit set­
zen, soweit sie ernst gemeint und konsequent sind, beide die prinzipielle Frie­
densfähigkeit der anderen Seite voraus. Beide Konzepte wären theoretisch sinn­
los und auf die Dauer auch nicht praktikabel, wenn sie die Annahme der 
prinzipiellen Unfriedlichkeit der anderen Seite auf Grund von deren Ideologien 
oder Interessenstrukturen einschlössen. Beide Seiten müssen daher für eine er­
folgreiche Friedenspolitik beim jeweils anderen ein authentisches Interesse an 
der Erhaltung des Friedens in der atomar gerüsteten Welt voraussetzen - der 
Erfahrung friedensgefährdender Konflikte zum Trotz.

3. Beide Systeme müssen zu verhindern versuchen, daß sie vom jeweils ande­
ren so wahrgenommen werden, als seien sie auf Expansion, ja gewaltsame Ex­
pansion angelegt.

426


